
 

 

 

 

 

 

Rahmenabkommen 

 

zwischen 

 

der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

 

und 

 

der Regierung der Französischen Republik 

 

über 

 

die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

 

im Gesundheitsbereich 
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Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Französischen Republik, 

nachstehend als "Vertragsparteien" bezeichnet - 

 

 

im Bewusstsein der traditionellen Mobilität der Menschen zwischen Deutschland und Frankreich 

sowie der verschiedenen Projekte, die zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ins Leben ge-

rufen wurden, 

 

im Bewusstsein der Forderung nach ständiger Verbesserung der Qualität der Behandlung und der 

Organisation der Gesundheitsversorgungssysteme, 

 

von dem Wunsche geleitet, die Grundlagen für eine vertiefte grenzüberschreitende Zusammen-

arbeit im Gesundheitsbereich zwischen Deutschland und Frankreich zu schaffen, um den Zugang 

zur Gesundheitsversorgung zu verbessern und deren Kontinuität für die Bewohner des Grenzge-

biets zu gewährleisten, 

 

von dem Wunsche geleitet, den Zugang zu den mobilen Rettungsdiensten für die Bewohner des 

Grenzgebiets zu erleichtern, 

 

von dem Wunsche geleitet, die verwaltungs- und finanztechnischen Verfahren unter Berücksich-

tigung des Gemeinschaftsrechts und der Rechtsprechung der Gemeinschaft zu vereinfachen, 

 

entschlossen, diese Zusammenarbeit durch den Abschluss von Kooperationsvereinbarungen im 

Gesundheitsbereich einschließlich der notfallmedizinischen Versorgung unter Achtung des in-

nerstaatlichen Rechts und der internationalen Verpflichtungen der Vertragsparteien zu erleich-

tern und zu fördern, 

 

 

sind wie folgt übereingekommen: 
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Artikel 1 

Zweck 

 

Zweck dieses Rahmenabkommens ist die Festlegung des rechtlichen Rahmens für die grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit im Gesundheitsbereich einschließlich des Rettungsdienstes zwi-

schen Deutschland und Frankreich mit dem Ziel: 

 

- einen besseren Zugang zu einer qualitativ guten Gesundheitsversorgung für die Bewohner 

des Grenzgebiets sicherzustellen, 

- diesen Bewohnern die durchgehende Gesundheitsversorgung zu garantieren, 

- eine schnellstmögliche notfallmedizinische Versorgung zu gewährleisten, 

- die Organisation des Gesundheitsversorgungsangebots durch die Erleichterung des Einsat-

zes oder der Verteilung der personellen und sächlichen Ressourcen zu optimieren und 

- die gegenseitige Mitnutzung der vorhandenen Kenntnisse und Praktiken zu fördern. 

 

 

Artikel 2 

Geltungsbereich 

 

(1) Dieses Rahmenabkommen gilt für folgendes Grenzgebiet: 

1. in der Bundesrepublik Deutschland für die Länder Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz 

und Saarland 

2. in der Französischen Republik für die Region Elsass und die Region Lothringen. 

 

(2) Die für die Organisation des Zugangs zur Gesundheitsversorgung und die soziale Sicherheit 

zuständigen Stellen führen dieses Rahmenabkommen durch. 

 

(3) Dieses Rahmenabkommen findet auf alle Personen Anwendung, die Anspruch auf die Leis-

tungen der Krankenversicherung einer der beiden Vertragsparteien und ihren gewöhnlichen oder 

vorübergehenden Aufenthalt im Grenzgebiet nach Absatz 1 haben. Dieses Rahmenabkommen 

erstreckt sich auf alle Personen, die ihren gewöhnlichen oder vorübergehenden Aufenthalt im 

Grenzgebiet nach Absatz 1 haben und eine notfallmedizinische Versorgung benötigen. 
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Artikel 3 

Kooperationsvereinbarungen 

 

(1) Zur Anwendung dieses Rahmenabkommens benennen die Vertragsparteien in der Verwal-

tungsvereinbarung nach Artikel 9 die Personen oder Stellen, die im Rahmen ihres innerstaatli-

chen Zuständigkeitsbereichs befugt sind, Kooperationsvereinbarungen zu schließen. 

 

(2) Diese Vereinbarungen organisieren die Zusammenarbeit zwischen im Grenzgebiet befindli-

chen Strukturen und Einrichtungen des Gesundheitswesens, die dort angesiedelt oder Teil eines 

in diesem Gebiet tätigen Netzwerks sind. Hierzu können sie eine gegenseitige Ergänzung der be-

stehenden Strukturen und Einrichtungen im Gesundheitswesen herbeiführen sowie Kooperati-

onsträger oder gemeinsame Strukturen schaffen. 

 

(3) Diese Vereinbarungen legen die Bedingungen und Verfahren für die Gesundheitsversor-

gungsstrukturen, die Sozialversicherungsträger und den Einsatz des Gesundheitspersonals sowie 

für die Übernahme der Patienten fest. Diese Bedingungen und Verfahren betreffen vor allem, je 

nach Maßnahme, die folgenden Bereiche: 

 

- den grenzüberschreitenden Einsatz des Gesundheitspersonals, für die französische Seite 

vornehmlich seine berufsrechtlichen Aspekte, 

- die Organisation der notfallmedizinischen Versorgung und des Krankentransports der 

Patienten, 

- die Gewährleistung einer durchgehenden Gesundheitsversorgung, vor allem hinsichtlich 

der Aufnahme und der Information der Patienten, 

- die Evaluierungs- und Kontrollkriterien für die Qualität und die Sicherheit der 

Gesundheitsversorgung und 

- die zur Durchführung der Kooperation erforderlichen Finanzmittel, insbesondere die 

Erstattung der im Rahmen der Bereitstellung von Ressourcen für die Behandlung von Pati-

enten getätigten Ausgaben (Kostenerstattung). 

 

(4) Die schon bestehenden Vereinbarungen müssen diesem Rahmenabkommen nach Maßgabe 

der in der Verwaltungsvereinbarung nach Artikel 9 festgelegten Einzelheiten angepasst werden. 
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Artikel 4 

Gesundheitspersonal 

 

Das im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei zur Ausübung von Tätigkeiten im Rettungsdienst be-

fugte Personal bedarf zur vorübergehenden Ausübung dieser Tätigkeiten bei grenzüberschreiten-

den Einsätzen in der notfallmedizinischen Versorgung im Rahmen dieses Rahmenabkommens 

keiner Berufserlaubnis der anderen Vertragspartei und ist von der Pflichtmitgliedschaft in Be-

rufskammern des anderen Landes befreit. Ansonsten ist es an das im Hoheitsgebiet der jeweils 

anderen Vertragspartei geltende Recht gebunden. Dies gilt insbesondere für die berufsrechtlichen 

Rechte und Pflichten, die im Bereich der Vertragspartei gelten, in deren Hoheitsgebiet der Ein-

satz erfolgt. 

 

 

Artikel 5 

Grenzübertritt 

 

Zusammen mit den zuständigen Behörden treffen die Vertragsparteien alle gegebenenfalls nöti-

gen Maßnahmen, um den Übertritt über die gemeinsame Grenze zur Durchführung dieses Rah-

menabkommens zu erleichtern. 

 

 

Artikel 6 

Kostenübernahme durch ein Sozialversicherungssystem 

 

(1) Die Bestimmungen der Verordnungen der Europäischen Gemeinschaft über die Koordinie-

rung der Systeme der Sozialen Sicherheit finden auf die Durchführung der Kooperationsverein-

barungen Anwendung. 

 

(2) Ist eine vorherige Genehmigung erforderlich, um im Grenzgebiet eine Behandlung in An-

spruch zu nehmen, so können die Kooperationsvereinbarungen im Gesundheitsbereich vorsehen, 

dass diese Genehmigung automatisch vom zuständigen Sozialversicherungsträger ausgestellt 

wird. 
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(3) Die Kooperationsvereinbarungen, die eine unmittelbare Kostenübernahme durch den zustän-

digen Träger der nach Artikel 3 Absatz 2 erhaltenen Behandlung vorsehen, können jedoch gege-

benenfalls eine spezifische Entgeltregelung nach Maßgabe der in Artikel 9 genannten Verwal-

tungsvereinbarung vorsehen. 

 

 

Artikel 7 

Haftung 

 

(1) Das anwendbare Haftungsrecht einschließlich desjenigen für die Erbringung medizinischer 

Leistungen bestimmt sich nach Maßgabe des jeweiligen innerstaatlichen Rechts. 

 

(2) Das Bestehen einer Haftpflichtversicherung für die gegebenenfalls im Rahmen einer grenz-

überschreitenden Zusammenarbeit auftretenden Schäden ist zwingend für das Gesundheitsperso-

nal und für die Einrichtungen und Dienste des Gesundheitswesens vorgeschrieben, die im Rah-

men einer Kooperationsvereinbarung eine Behandlung übernehmen. Die näheren Einzelheiten 

werden in der Verwaltungsvereinbarung nach Artikel 9 geregelt. 

 

 

Artikel 8 

Gemeinsame Kommission 

 

(1) Eine aus Vertretern der jeweils zuständigen Behörden der Vertragsparteien zusammenge-

setzte Gemeinsame Kommission wird beauftragt, die Anwendung dieses Rahmenabkommens zu 

begleiten und eventuelle Änderungen vorzuschlagen. Sie tritt einmal im Jahr und im Bedarfsfall 

auf Antrag einer der beiden Vertragsparteien zusammen. 

 

(2) Schwierigkeiten bei der Anwendung oder Auslegung dieses Rahmenabkommens werden von 

der Gemeinsamen Kommission geregelt. 

 

(3) Die Gemeinsame Kommission erstellt jährlich einen Evaluierungsbericht über das Funktio-

nieren der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im Gesundheitsbereich. 
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Artikel 9 

Verwaltungsvereinbarung 

 

Eine von den zuständigen Behörden der Vertragsparteien geschlossene Verwaltungsvereinba-

rung legt die Einzelheiten der Anwendung dieses Rahmenabkommens fest. 

 

 

Artikel 10 

Inkrafttreten 

 

Jede Vertragspartei notifiziert der anderen die Erfüllung der zum Inkrafttreten dieses Rahmenab-

kommens erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen. Es tritt am ersten Tag des zweiten 

Monats in Kraft, der auf den Zugang der letzten dieser Notifikationen folgt. 

 

 

Artikel 11 

Geltungsdauer und Kündigung 

 

(1) Dieses Rahmenabkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

 

(2) Jede Vertragspartei dieses Rahmenabkommens kann es jederzeit durch schriftliche Notifika-

tion an die andere Vertragspartei auf diplomatischem Weg kündigen. Diese Kündigung wird 

zwölf Monate nach Zugang der besagten Notifikation wirksam. 

 

(3) Die Kündigung dieses Rahmenabkommens berührt nicht den Fortbestand der Kooperations-

vereinbarungen im Gesundheitsbereich. 

 

 

Geschehen zu Weil am Rhein am 22. Juli 2005 in zwei Urschriften, jede in deutscher und fran-

zösischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 
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Für die Regierung der 

Bundesrepublik Deutschland 

Für die Regierung der 

Französischen Republik 

 

 

 

 


